
Mehrwertsteuerpauschalierung

Bundesregierung bekräftigt Position

EU-Kommission moniert, dass Deutschland Pauschalregelung nicht nur auf Kleinbetriebe anwendet

Die Bundesregierung hat ihre Position zur Rechtmäßigkeit der geltenden Regelung zur Mehrwertpauschalierung in
der Landwirtschaft nochmals bekräftigt. Die nationale Rechtslage sei mit dem Unionsrecht vereinbar, heißt es in
der Antwort auf eine Kleine Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion. Im anstehenden Verfahren vor dem
Europäischen Gerichtshof (EuGH) plant Berlin, eine entsprechende Stellungnahme abzugeben. Weiterer
Handlungsbedarf werde derzeit nicht gesehen.

Nicht beantworten wollte die Bundesregierung die Frage nach den möglichen Folgen einer Niederlage vor dem
EuGH für die Landwirte. Die Europäische Kommission hatte Ende Juli angekündigt, Deutschland wegen
Nichtanwendung der EU-Mehrwertsteuerregelung für Landwirte vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) zu
verklagen, nachdem Berlin auf die erste Verwarnung im Vorjahr aus Sicht der Brüsseler Behörde nicht
entsprechend reagiert hatte.

Nach Ansicht der Kommission ist die von der EU zugelassene Ausnahmeregelung vor allem für Kleinbetriebe
gedacht, bei denen die Anwendung der normalen Mehrwertsteuervorschriften administrative Schwierigkeiten zur
Folge haben könnte. Moniert wird von ihr, dass Deutschland die Pauschalregelung jedoch standardmäßig auf alle
landwirtschaftlichen Betriebe anwende, obwohl solche Schwierigkeiten bei großen landwirtschaftlichen
Unternehmen nicht gegeben seien. Dies führe zu Wettbewerbsverzerrungen im EU-Binnenmarkt.
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